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ren können. Dazu braucht man
bestimmte ökonomische Vor-
aussetzungen – etwa gerecht ver-
teilte Emissionszertifikate, einen
hohen Preis für CO2 und die Pfle-
ge der öffentlichen Güter. Wie
sich die Menschen in diesem
Rahmen bewegen, soll man ih-
nen aber bitte selbst überlassen.
Sie weichen der Antwort aus.
Nein, ich bin aber dagegen, das
Problem zu individualisieren.
Klar kann man in einem Null-
energiehaus wohnen, sein Auto
abschaffen, Carsharing betrei-
ben und langlebige Produkte
kaufen, die man nicht alle paar
Jahre wegwerfen muss. Aber das
ist nicht der primäre Punkt. Es
geht hier nicht um persönlichen
Verzicht, sondern um einen ge-
sellschaftlichen Kulturwandel.
Über Verzicht reden Politiker
nicht gerne. Sie befürchten, das
schade ihrer Attraktivität in
den Augen der Wähler.
Da bin ich anderer Meinung. Vie-
le Leute haben schon verstanden,
dass das ewige Mehr auf Dauer
nicht funktioniert. Das spiegelt
sich auch in Umfragen: In vielen
Industrieländern nimmt die Zu-
friedenheit der Menschen trotz

steigenden materiellen Wohl-
stands nicht mehr zu. Die Frage
ist, wie ich als Politiker darauf re-
agiere. Beispielsweise kann ich
den öffentlichen Nahverkehr
ausbauen und günstige Parkplät-
ze für Carsharing-Autos in der In-
nenstadt von Bremen anbieten.
Ein Höchstmaß an Zufriedenheit
mit einem Mindestmaß an Res-
sourcenverbrauch zu erreichen –
das sollte das Ziel sein.
Um den Kulturwandel zu beför-
dern, schlagen Sie nun vor, im
Bundestag eine Enquetekomis-
sion zum Verhältnis von Klima-
wandel und Wirtschaftswachs-
tum einzusetzen. Was soll die-
ses Gremium bewirken?
Wir brauchen dringend neue Me-
thoden, um unseren Wohlstand
zu messen. Die Berechnung des
Bruttoinlandsprodukts reicht
nicht mehr aus. Der Wert von
sauberem Wasser, guter Luft, bio-
logischer Vielfalt und einem sta-
bilen Klima fällt dabei unter den
Tisch. Und wir müssen uns ein-
gestehen, dass die bloße quanti-
tative Zunahme der Produktion
keinen Sinn mehr hat. Im Gegen-
teil – das Festhalten an ihr schafft
neue Probleme. Wir müssen ler-
nen, zwischen produktivem und
destruktivem Wachstum zu un-
terscheiden.
Der Zwang zum Wachstum ist
aber ein fundamentaler Be-
standteil unseres Wirtschafts-
systems. Um den notwendigen
Gewinn zu erzielen, müssen
Unternehmen mit ihrem
nächsten Geschäft immer mehr
Geld erwirtschaften als mit
dem vorangegangenen. Wie
wollen Sie diesen ewigen Druck
zum Mehr mildern?
Ich weiß es nicht genau. An die
Antworten tasten wir uns all-
mählich heran. Auch das zu un-
tersuchen, wäre eine Aufgabe der
Enquetekommission. Jedenfalls
kann es nicht in unser aller Sinn
sein, wenn Unternehmen auf
Dauer eine Rendite von 25 Pro-
zent anstreben. Grundsätzlich
gilt, dass Personengesellschaf-
ten, Stiftungsunternehmen, ge-
nossenschaftliche und öffentli-
che Betriebe einem deutlich ge-
ringeren Wachstumszwang un-
terliegen als Kapitalgesellschaf-
ten.

Als Bremer Senator für Umwelt,
Bau und Verkehr leiten Sie den
Aufsichtsrat der Wohnungsge-
sellschaft Gewoba, die zu drei
Vierteln der Stadt Bremen ge-
hört und mit 40.000 Wohnun-
gen eine Bilanzsumme von 950
Millionen Euro aufweist. Liegt
die Zukunft in solchen ge-
mischten Eigentumsformen,
bei denen Privataktionäre, aber
auch der Staat und andere Inte-
ressengruppen ein Wörtchen
mitzureden haben?
Wenn verschiedene Interessen
im Aufsichtsrat eines Unterneh-
mens vertreten sind, kann da-
durch der Renditedruck sinken.
Bei der Gewoba streben wir je-
denfalls einen Kompromiss an.
Die Eigentümer erhalten einen
moderaten Profit, aber auch Bre-
men als Ganzes muss profitie-
ren. Wir nennen das „Stadtrendi-
te“. Dazu gehören Investitionen

Produktiv
schrumpfen

POLITIK Bremens Umweltsenator Reinhard Loske fordert

eine Enquetekommission, um das deutsche

Wirtschaftswachstum neu zu definieren

mich nicht falsch: Ich mache das
nicht, weil ich den guten Men-
schen geben will. Es funktioniert
einfach gut so.
Auch Sie fliegen vermutlich viel
durch die Gegend und kaufen
ein, was sie brauchen, ohne sich
großartig zu beschränken.
Muss künftig jeder von uns mit
einer kleineren Wohnung, we-
niger Reisen und geringerem
Konsum zurechtkommen?
Ich glaube, Politiker sollten nicht
versuchen, den Bürgern einen
Lebensstil vorzuschreiben. Unse-
re Aufgabe ist es, einen gangba-
ren und glaubwürdigen Weg zu
suchen, wie wir als Gesellschaft
unseren Kohlendioxidausstoß
bis 2050 auf nahe null reduzie-
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persönlichen Verzicht,
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Reinhard Loske

n 50, arbeitet seit 2007 als Um-
weltsenator der rot-grünen Koali-
tion in Bremen. Zuvor war er Wis-
senschaftler beim Wuppertal-Ins-
titut für Klima, Umwelt, Energie
und Fraktionsvize der Grünen im
Bundestag.

Reinhard Loske mit Frau und Hund (ganz rechts) Foto: Manfred Görgen/actionpress

in die ökologische Modernisie-
rung der Gebäude und das
Wohnumfeld.
Andererseits resultiert der
Wachstumszwang auch daraus,
dass die steigende Produktivi-
tät dauernd Arbeitsplätze frisst,
weshalb mehr Autos, mehr
Handys und mehr iPods herge-
stellt werden müssen, um die
wegrationalisierten Jobs durch
neue zu ersetzen.
Oder man verteilt die Arbeit auf
mehr Menschen.
Dann verdienen die Beschäftig-
ten weniger. Wer will das
schon?
Vielleicht käme man mit weni-
ger Geld aus, wenn die Produkte
länger als zwei Jahre hielten.
Aber ich weiß, solche Antworten
sind heikel. Deshalb schlage ich
vor, dass wir uns gemeinsam auf
den Weg machen und Lösungen
suchen.
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taz: Herr Loske, Sie sagen, um
den Klimawandel zu bekämp-
fen, reiche es nicht, den Kohlen-
dioxid-Ausstoß zu senken.
Stattdessen stellen Sie gleich
unser Wirtschafts- und Lebens-
modell in Frage. Was haben Sie
gegen Wirtschaftswachstum?
Reinhard Loske: Wie viele ande-
re Zeitgenossen mache ich mir
Sorgen über einen gefährlichen
Effekt. Manche Autos brauchen
zwar weniger Benzin, aber wir
haben immer mehr davon.
Durch Dämmung sinkt der Ener-
giebedarf der Häuser, aber die
Wohnungen werden größer. Des-
wegen reicht es nicht, Klima-
schutz auf Fragen der Technik zu
begrenzen. Auch die Grünen ma-
chen diesen Fehler bei ihrem
Konzept des Green New Deal. Die
Frage, die wir uns stellen müs-
sen, ist deutlich umfassender.
Können Sie sich eine Gesell-
schaft ohne Wachstum vorstel-
len?
Bis ins 18. Jahrhundert hinein
kam die Menschheit im Wesent-
lichen ohne großes Wirtschafts-
wachstum aus. Trotzdem hat sie
bedeutende Kulturleistungen
hervorgebracht. Erst als die Men-
schen begannen, Kohle, Öl und
Gas als Energielieferanten zu
nutzen, raste die Entwicklung.
Der Rückblick zeigt mir: Wachs-
tum muss nicht im Mittelpunkt
stehen. Künftig wird auch der Be-
griff des Schrumpfens wieder ei-
ne normale Kategorie sein.
Sich mehr leisten zu können,
voranzukommen, sich zu ent-
wickeln, macht Spaß. Ich freue
mich auf die nächste große Rei-
se nach Nordamerika. An wel-
cher Stelle reduzieren Sie per-
sönlich Ihre materiellen Be-
dürfnisse, anstatt sie zu stei-
gern?
Ich selbst brauche gar nicht so
viel. Meine Liebsten um mich he-
rum, gute Gespräche, Bücher,
Musik, lange Wanderungen mit
dem Hund – und ich bin glück-
lich. Mein privater Lebensstil ist
nicht besonders materialinten-
siv. Das Haus ist gut gedämmt.
Wir haben eine Solaranlage auf
dem Dach. Ich fahre mit dem Rad
ins Büro. Aber verstehen Sie


